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Festsetzungen 
 

Gemäß § 9 BauGB i.V.m. der BauNVO 
 

Nachrichtliche Darstellungen 

651

Hinweise 

 
 
1. Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kulturgeschichtliche Bodenfunde, 

d. h. Mauerwerk, Einzelfunde aber auch Veränderungen und Verfärbungen in der 
natürlichen Beschaffenheit) entdeckt werden. Die Entdeckung von 
Bodendenkmälern ist der Kreisstadt Steinfurt und dem Landschaftsverband 
Westfalen-Lippe, Archäologie für Westfalen - Außenstelle Münster - unverzüglich 
anzuzeigen (§§ 15 + 16 Denkmalschutzgesetz NRW). 

 Erste Erdbewegungen sind rechtzeitig (ca. 14 Tage vor Beginn) der LWL-
Archäologie für Westfalen, An den Speichern 7, 48157 Münster und dem LWL-
Museum für Naturkunde, Referat Paläontologie, Sentruper Straße 285, 48161 
Münster, schriftlich mitzuteilen. 

 Der LWL-Archäologie für Westfalen oder ihren Beauftragten ist das Betreten der 
betroffenen Grundstücke zu gestatten, um gegebenenfalls archäologische 
und / oder paläontologische Untersuchungen durchführen zu können 
(§ 28 DSchG NRW). Die dafür benötigten Flächen sind für die Dauer der 
Untersuchungen frei zu halten. 

 
2. Gemäß § 44 Landeswassergesetz (LWG) ist Niederschlagswasser von 

Grundstücken, die nach dem 01. Januar 1996 erstmals bebaut, befestigt oder an 
die öffentliche Kanalisation angeschlossen werden, vor Ort zu versickern, zu 
verrieseln oder ortsnah in ein Gewässer einzuleiten. Hierzu gehören auch 
vorhandene Regen- bzw. Mischwasserkanäle. Die dafür erforderlichen Anlagen 
müssen den jeweils in Betracht kommenden Regeln der Technik entsprechen. 
Das Plangebiet wird im Mischsystem entwässert. 

 
3. Das auf den Dachflächen anfallende Regenwasser kann über ein getrenntes 

Leitungsnetz in auf dem Grundstück zu errichtenden ober- bzw. unterirdischen 
Becken (Zisternen) geleitet werden. Das Fassungsvermögen sollte mindestens 
50 l / m² bedachte Grundfläche betragen. Die Anlagen sind durch einen Überlauf 
an die vorhandene Mischwasserkanalisation anzuschließen. 

 Die Entnahme von Brauchwasser ist zulässig. 
 Sollte im Plangebiet eine Brauchwassernutzung erfolgen, ist sicherzustellen, 

dass ein Zusammenschluss von Trinkwasser- und Brauchwasserleitungen nicht 
erfolgt (§ 17 Trinkwasser VO und DIN 1988). Die beiden Leitungssysteme sind 
- soweit nicht erdverlegt - farblich unterschiedlich zu kennzeichnen. 

 
4. Die Durchführung aller bodeneingreifenden Baumaßnahmen sollte mit der 

gebotenen Vorsicht erfolgen, da ein Kampfmittelvorkommen nicht völlig 
ausgeschlossen werden kann. Sofern ein Verdacht auf Kampfmittel aufkommt, 
ist die Arbeit sofort einzustellen und die allgemeine Ordnungsbehörde der 
Kreisstadt Steinfurt sowie der staatliche Kampfmittelräumdienst 
Westfalen - Lippe (KBD WL; Einsatzleitung bei der Bezirksregierung Arnsberg in 
Hagen innerhalb der Dienststunden, Telefon 02331 / 6927-3880 bis -3885 oder 
außerhalb der Dienststunden der Führungs- und Lagedienst in Arnsberg, Telefon 
02931 / 82-2281) zu verständigen. 

 
5. Eine Baufeldfreimachung ist zum Schutz von bodenbrütenden Vögeln gem. 

§ 44 (1) BNatSchG nur von Anfang September bis Mitte März zulässig. 
 
6. Zum Schutz der Vögel und Fledermäuse nach § 44 (1) BNatSchG sind Gehölz-

fällungen nur in der Zeit zwischen dem 01.10. und 28. / 29.02. zulässig. 
 

7. Die Starkregenhinweiskarte für Nordrhein-Westfalen zeigt für den Planbereich 
punktuell an wenigen Stellen Überflutungen auf, vor allem auf dem Grundstück 
Flur 23, Flurstück 233 von bis zu 2,7 m auf. Bei den Gebäuden im Plangebiet 
handelt es sich um Wohngebäude, die einen ebenerdigen Zugang haben dürfen, 
sodass den Überflutungen ggf. auf andere Art und Weise vorgebeugt werden 
muss. 

 
8. Die der Planung zugrundeliegenden Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, 

Erlasse und DIN-Vorschriften) können im Rathaus der Kreisstadt Steinfurt, 
Emsdettener Straße 40, 48565 Steinfurt, beim Fachdienst Stadtplanung und 
Bauordnung während der Dienstzeiten eingesehen werden. 

 
 

Textliche Festsetzungen 

 
 
Anzahl der Wohn-/Nutzungseinheiten 
 
Aus besonderen städtebaulichen Gründen wird die zulässige Anzahl der 
Nutzungseinheiten im Planbereich auf maximal 2 Einheiten pro Einzelhaus und 
maximal 1 Einheit pro Doppelhaushälfte begrenzt. 
Zulässige Geschäfts- und Büroeinheiten werden als Nutzungseinheiten gewertet.  
Innerhalb von bestehenden Gebäuden können im Einzelfall höhere Ausnutzungen als 
Ausnahme zugelassen werden. 
 
Die übrigen Festsetzungen bleiben bestehen.  

Ermächtigungsgrundlagen 

 
 
§§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in 
der Neufassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NW. 1994 S. 666); in der 
zuletzt geänderten Fassung. 
 
§§ 1 – 4c, 8 – 10 und 13 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634); in der zuletzt geänderten 
Fassung. 
 
Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung -
BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786); in 
der zuletzt geänderten Fassung. 
 
Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des 
Planinhalts (Planzeichenverordnung - PlanZV) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58);
in der zuletzt geänderten Fassung. 
 
§ 89 der Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesbauordnung 2018 -
BauO NRW 2018) vom 21.07.2018 (GV. NRW. 2018 S. 421); in der zuletzt geänderten 
Fassung. 
 
§ 44 des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeswassergesetz -
LWG) in der Neufassung der Bekanntmachung vom 25.06.1995 (GV. NW. 1995 
S. 926); in der zuletzt geänderten Fassung. 
 
Gesetz zum Schutz der Natur in Nordrhein-Westfalen (Landesnaturschutzgesetz –
LNatSchG NRW) vom 21.07.2000 (GV. NRW. 2000 S. 568); in der zuletzt geänderten 
Fassung. 

Änderungsverfahren 
 
 
Dieser Plan ist gemäß § 13a (1) BauGB aufgrund des Ratsbeschlusses vom
27.08.2020 geändert worden. 
 
 Steinfurt, 
 
 
                                                                         
 Bürgermeisterin 
 
Dieser Plan hat laut Ratsbeschluss vom              gemäß § 13a (2) Nr. 1 BauGB 
i.V.m. § 13 BauGB in der Zeit vom             bis            öffentlich ausgelegen. 
 
 Steinfurt,  
 
 
                                                                         
 Techn. Beigeordneter 
 
Dieser Plan mit seinen Festsetzungen nach § 9 BauGB – in Verbindung mit der 
BauNVO und § 89 BauO NRW – ist gemäß § 10 (1) BauGB vom Rat der 
Kreisstadt Steinfurt am             als Satzung beschlossen worden. 
 
 Steinfurt,  
 
 
 
Bürgermeisterin Schriftführerin 
 
Dieser Plan liegt gemäß § 10 (3) BauGB mit zugehöriger Begründung laut 
ortsüblicher Bekanntmachung vom          öffentlich aus. Mit der ortsüblichen 
Bekanntmachung ist der Plan rechtsverbindlich geworden. 
 
 Steinfurt,  
 
 
                                                                         
 Techn. Beigeordneter 
 
Diesem Änderungsplan lagen die Flurkarten des Katasteramtes Steinfurt 
zugrunde. Es wird bescheinigt, dass die Darstellung des gegenwärtigen 
Zustandes richtig ist. 
 
 Steinfurt,  
 
 L.S. 
  
 Ö.b.V.I. 

Gemarkung Borghorst


